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Einleitung 

In diesen wirtschaftlich schwierigen 

Zeiten ist das russische Arbeitsrecht 

von zunehmender praktischer Bedeu-

tung. Zum einen ist eine erhöhte 

praktische Relevanz des kollektiven 

Arbeitsrechts zu verzeichnen. Zum 

anderen ist mit der Wirtschaftskrise 

ein erhebliches Konfliktpotenzial der 

am Arbeitsleben Beteiligten entstan-

den, was insbesondere die stark an-

steigende Zahl an Kündigungsschutz-

prozessen zeigt. War in der Vergan-

genheit die Mitarbeiterbindung Haupt-

thema, stehen nun u.a. Stellenabbau 

und Restrukturierungen im Mittel-

punkt. 

 

Grundlage des russischen Arbeits-

rechts ist die russische Verfassung von 

1993, in der u.a. das Recht auf freie 

Arbeit (Art. 37), die wirtschaftliche 

Handlungsfreiheit (Art. 34) sowie die 

Vereinigungsfreiheit (Art. 30) geregelt 

sind. Praktisch relevanter ist vor allem 

das russische Arbeitsgesetzbuch („Ar-

bGB"), das am 1. Februar 2002 in 

Kraft trat und 2015 abgeändert und 

ergänzt wurde. Als Nachfolger des 

sowjetischen Arbeitsgesetzbuches 

trägt das ArbGB in vielen Punkten lei-

der einer modernen Wirtschaft nicht 

immer Rechnung, eine weitere Über-

arbeitung wäre wünschenswert. Das 

ArbGB umfasst über 400 Artikel. Dar-

über hinaus existiert eine Vielzahl wei-

terer praxisrelevanter arbeitsrechtli-

cher Vorschriften im weiteren Sinne, 

die in Gesetzen, Verordnungen, Präsi-

dialerlassen und anderen Rechtsakten 

geregelt sind. Insbesondere die Anfor-

derungen an Personalakten, interne 

Prozesse sowie buchhalterische Unter-

lagen (Urlaubsanträge, Arbeitsbücher, 

Stellenpläne etc.) sind in Russland 

besonders wichtig. Insgesamt ist das 

russische Arbeitsrecht sehr formalis-

tisch - werden diese Formalien vom 

Arbeitgeber nicht eingehalten, entste-

hen meist erhebliche Schwierigkeiten 

bei der Durchsetzung von Ansprüchen 

vor Gericht oder gegenüber der Ar-

beitsinspektion. 

 

Anwendbarkeit des russischen Ar-

beitsrechts 

Das russische Arbeitsrecht gilt für 

sämtliche Arbeitnehmer, die in Russ-

land arbeiten, also u.a. auch ausländi-

sche Mitarbeiter, die in Russland für 

Tochtergesellschaften, Repräsentan-

zen oder Filialen tätig werden. Das 

ArbGB findet auch auf Geschäftsführer 

- nach russischer Terminologie „Gene-

raldirektoren" – russischer Unterneh-

men in Russland Anwendung. Für sie 

gelten jedoch Sondervorschriften, die 

in Kapitel 43 ArbGB geregelt sind. Auf 

Aufsichtsräte juristischer Personen 

findet das ArbGB keine Anwendung.  

 

Russisches Arbeitsrecht Russisches Arbeitsrecht 
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Im russischen Arbeitsrecht gilt das 

Günstigkeitsprinzip. Regelungen, die 

den Arbeitnehmer im Vergleich zum 

geltenden Recht begünstigen, sind 

demnach stets wirksam - allerdings 

können z.B. Zuwendungen, die über 

das gesetzlich vorgesehene Maß hin-

ausgehen, steuerlich nicht abzugsfähig 

sein. Regelungen, die den Arbeitneh-

mer schlechter stellen, sind unwirk-

sam. Gegen den Arbeitgeber können 

darüber hinaus von der Arbeitsinspek-

tion Bußgelder für Verstöße gegen das 

Arbeitsrecht verhängt werden. 

 

Arbeitsverhältnis und Arbeitsver-

trag 

Ein Arbeitsverhältnis ist nach russi-

schem Arbeitsrecht ein Rechtsverhält-

nis, bei dem sich ein Arbeitnehmer 

gegen Entgelt verpflichtet, persönlich 

eine bestimmte Arbeitsaufgabe zu er-

füllen und die internen Betriebsregeln 

des Arbeitgebers zu erfüllen. In der 

Regel wird ein Arbeitsverhältnis durch 

Abschluss eines schriftlichen Arbeits-

vertrages begründet. Auch ohne Ar-

beitsvertrag entsteht mit Arbeitsauf-

nahme ein faktisches Arbeitsverhält-

nis. Die Unterzeichnung des Arbeits-

vertrages hat innerhalb von drei Ta-

gen nach Arbeitsaufnahme zu erfol-

gen. Beim Abschluss sind dem Arbeit-

nehmer sämtliche geltenden Betriebs-

regelungen bekannt zu geben. Russi-

sche Arbeitsverträge muten aus west-

licher Sicht häufig antiquiert und for-

malistisch an. In der Tat lässt sich an 

der Sinnhaftigkeit mancher Vertrags-

klauseln zweifeln, da diese in weiten 

Strecken das Gesetz wiederholen. Der 

Mindestinhalt von Arbeitsverträgen ist 

in Art. 57 ArbGB geregelt. Danach hat 

ein Arbeitsvertrag u.a. folgende Anga-

ben und Regelungen zu enthalten: 

 

 Name, Vor- und Vatersname des 

Arbeitnehmers und Bezeichnung 

des Arbeitgebers (bei ausländi-

schen Mitarbeitern entfällt der Va-

tersname allerdings); Passanga-

ben des Arbeitnehmers; 

 

 Steuernummer des Arbeitgebers; 

Angaben über den Vertreter des 

Arbeitgebers, der den Arbeitsver-

trag unterzeichnet, und die 

Grundlage, auf der er mit den ent-

sprechenden Vollmachten ausge-

stattet ist; 

 

 Ort und Datum der Unterzeich-

nung; 

 

 Genauer Arbeitsort; 

 

 Bezeichnung der Arbeitsfunktion; 

 

 Datum des Arbeitsbeginns; 

 

 Bei befristeten Arbeitsverträgen 

ist die Befristung zu nennen und 

der Grund für diese; 

 

 Entgeltregelungen; 

 

 Arbeits- und Ruhezeiten (sofern 

sich diese von den allgemeinen 

Betriebsregelungen unterschei-

den). 

 

Das Fehlen dieser Angaben führt indes 

nicht zur Unwirksamkeit des Arbeits-



 

-4- 

vertrages. Es können auch weitere 

Regelungen getroffen werden, insbe-

sondere: 

 

 Probezeit; 

 

 Regelungen über Geschäftsge-

heimnisse; 

 

 Firmenwagen, Handy; 

 

 Zusätzliche Vergütungsbestandtei-

le, Boni etc. 

 

Arbeitsverträge können nur in den ge-

setzlich bestimmten Fällen befristet 

werden. Die Befristung darf maximal 

fünf Jahre betragen. Ein befristeter 

Arbeitsvertrag kann geschlossen wer-

den, wenn ein unbefristetes Arbeits-

verhältnis unter Berücksichtigung der 

geplanten Arbeiten oder der Bedin-

gungen für deren Durchführung nicht 

in Betracht kommt. Das ArbGB enthält 

eine abschließende Liste von konkre-

ten Befristungsgründen. Ein Arbeits-

vertrag, der ohne hinreichende Grün-

de befristet wurde, gilt als auf unbe-

fristete Zeit geschlossen. 

 

Eine Besonderheit ist, dass auch be-

fristete Arbeitsverträge vor Ablauf der 

Frist gesondert zu kündigen sind. An-

dernfalls gelten sie nach Ablauf der 

Frist als unbefristet. Gleiches gilt, 

wenn der Mitarbeiter seine Arbeit nach 

Ablauf der Befristung fortsetzt. 

 

Verbot der Leiharbeit 

Durch das Gesetz Nr. 116-FZ vom 5. 

Mai 2014 ist die Arbeitnehmerüberlas-

sung in Russland ab dem 1. Januar 

2016 weitgehend eingeschränkt wor-

den.  

 

Eine Arbeitnehmerüberlassung auf der 

Grundlage eines Arbeitnehmerüberlas-

sungsvertrages darf nur noch durch 

akkreditierte Arbeitsagenturen sowie 

durch Unternehmen, die mit dem auf-

nehmenden Unternehmen verbunden 

sind, erfolgen. Sonderregelung beste-

hen für Aktiengesellschaften. Für 

sonstige Fälle gilt nunmehr nach Art. 

56.1 ArbGB ein allgemeines Verbot 

der Leiharbeit. 

 

Eine Arbeitnehmerüberlassung ist nur 

mit Zustimmung des zu überlassenden 

Arbeitnehmers möglich. Darüber hin-

aus ist eine Zusatzvereinbarung zum 

Arbeitsvertrag abzuschließen. Die Ar-

beitsbedingungen des zu überlassen-

den Arbeitnehmers dürfen im aufneh-

menden Unternehmen nicht schlechter 

sein als beim überlassenden Unter-

nehmen. Dies gilt selbstverständlich 

im gleichen Maße für die Vergütung 

des Arbeitnehmers. 

 

Eine Arbeitnehmerüberlassung als Er-

satz für streikende Arbeitnehmer, in 

der Insolvenz oder für Unternehmen, 

die die Teilzeitbeschäftigung zur Ver-

meidung von Massenentlassungen 

eingeführt haben, wie auch als Ersatz 

für Arbeitnehmer, die ihre Arbeit 

rechtmäßig zeitweilig niedergelegt ha-

ben, ist unzulässig.  

Das verleihende Unternehmen bleibt 

trotz der Arbeitnehmerüberlassung 

haftbar z.B. für Gehaltszahlungen, Ab-

findungen und bezahlten Urlaub. 
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Probezeit 

Beim Abschluss des Arbeitsvertrages 

kann eine Probezeit von bis zu drei 

Monaten vereinbart werden. Für die 

Unternehmensleitung und deren Stell-

vertreter sowie den Hauptbuchhalter 

und dessen Stellvertreter, für Leiter 

von Filialen und Repräsentanzen kann 

eine Probezeit von bis zu sechs Mona-

ten vereinbart werden. Längere Pro-

bezeiten sind unwirksam. Während 

der vereinbarten Probezeit kann der 

Angestellte mit einer Frist von drei 

Tagen gekündigt werden. Bei Fortset-

zung der Arbeitstätigkeit nach Ablauf 

der Probezeit gilt diese als bestanden. 

Eine Kündigung ist danach nur nach 

den allgemeinen Regeln zulässig. Für 

bestimmte Personengruppen dürfen 

keine Probezeiten vereinbart werden 

(Minderjährige, Frauen mit Kleinkin-

dern etc.). Obwohl die Vertragskündi-

gung aufgrund einer nicht bestande-

ner Probezeit als einfach erscheint, 

sind nachfolgende Regeln einzuhalten: 

 

 Die Betriebsregeln des Unterneh-

mens sollten eindeutige Regelun-

gen zur Bewertung eines Mitarbei-

ters während der Probezeit vorse-

hen; 

 

 Während der Probezeit sind dem 

Arbeitnehmer schriftliche Aufträge 

zu erteilen, deren Ausführung 

durch den Vorgesetzten zu bewer-

ten ist; 

 

 Ergebnisse sämtlicher Aufträge 

während der Probezeit sind 

schriftlich festzuhalten; 

 

 Bei Vertragskündigung aufgrund 

des unbefriedigenden Ergebnisses 

in der Probezeit ist der Kündi-

gungserklärung zusätzlich eine 

ausführliche Stellungnahme mit 

einer Bewertung der Arbeitneh-

mertätigkeit samt entsprechenden 

Unterlagen beizulegen. 

 

Bei Unterlassung kann der in der Pro-

bezeit gekündigte Arbeitnehmer u.U. 

erfolgreich auf Wiedereinstellung kla-

gen. 

 

Arbeitsort und Arbeitsfunktion 

Als Arbeitsort wird im Vertrag in der 

Regel der Sitz des Arbeitgebers ange-

geben. Wird der Arbeitnehmer bei ei-

ner Zweigniederlassung (Repräsentanz 

oder Filiale) des Arbeitgebers an ei-

nem anderen Ort angestellt, ist im 

Arbeitsvertrag die Adresse der Zweig-

niederlassung anzugeben. Eine Ver-

setzung ist nicht vom Weisungsrecht 

des Arbeitgebers gedeckt, so dass 

grundsätzlich die Zustimmung des Ar-

beitnehmers notwendig ist. Bei sog. 

„Betriebsunterbrechungen“ gilt aller-

dings eine Ausnahme, die eine vo-

rübergehende Versetzung von maxi-

mal einem Monat ohne Zustimmung 

des Arbeitnehmers erlaubt. Auch in 

Notfällen ist das Weisungsrecht wei-

ter.  

 

Fernarbeit 

Am 10. April 2013 wurde das Gesetz 

„Über Fernarbeit“ („FernArbG“) veröf-

fentlicht. Es ist am 19. April 2013 in 

Kraft getreten. Die Gesetzesänderun-
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gen zum russischen Arbeitsgesetzbuch 

(„ArbGB“) wurden in der Staatsduma 

fast zwei Jahre diskutiert.  

 

Bisher gab es nur rudimentäre Rege-

lungen zur „Heimarbeit“. In der Praxis 

waren viele Fragen strittig oder offen 

– die gesetzlichen Regelungen im Ar-

bGB insgesamt unzureichend, um 

rechtsicher Heimarbeit flexibel zu ge-

stalten. Viele Arbeitgeber scheuten es 

daher Heimarbeitsplätze zu schaffen, 

obwohl eine Reihe von Berufen dafür 

prädestiniert ist.  

 

Darüber hinaus standen viele Steuer-

behörden auf dem Standpunkt, dass 

durch die Anstellung von Heimarbeit-

nehmern in einem anderen Steuerbe-

zirk eine Betriebsstätte begründet 

würde und daher eine lokale Steuer-

anmeldung erforderlich sei – mit dem 

entsprechenden administrativen Auf-

wand und Folgen für die Abführung 

der Lohnsteuer. Viele Unternehmen 

scheuten den Aufwand und nahmen 

entsprechende Risiken in Kauf. Durch 

die Gesetzesänderung wurde klarge-

stellt, dass durch die Beschäftigung 

von Fernarbeitnehmern keine Be-

triebsstätte entsteht, die gesondert 

anzumelden ist.  

 

Ein weiterer Meilenstein für Arbeitge-

ber ist die im Gesetz vorgesehene 

Möglichkeit, neben den gesetzlichen 

Kündigungsgründen weitere Kündi-

gungsgründe arbeitsvertraglich zu 

vereinbaren. Dies bedeutet, dass von 

nun an die Parteien des Arbeitsvertra-

ges weitere Kündigungsgründe und 

Kündigungsfristen vereinbaren kön-

nen. Allerdings unterliegen bestimmte 

Arbeitnehmerkategorien, wie z.B. 

schwangere Frauen und Mütter mit 

Kleinkindern, Sonderkündigungs-

schutzregelungen. Diese neue Rege-

lung wird in der Anwendungspraxis 

wahrscheinlich umstritten sein und 

auch für interessante Rechtsprechung 

sorgen.  

 

Laut den Gesetzesänderungen sind die 

Eintragungen ins Arbeitsbuch nunmehr 

fakultativ und werden auf Wunsch des 

Arbeitsnehmers gemacht. Dies ist 

wohl mit der Tendenz der baldigen 

Abschaffung von Arbeitsbüchern in 

Russland verbunden, die schon seit 

einigen Jahren gefordert wird. Als Be-

stätigung der Arbeitstätigkeit werden 

beglaubigte Kopien der jeweiligen Un-

terlagen des Arbeitgebers gelten. 

Hierzu ist aber die Realität der russi-

schen Post zu berücksichtigen, die 

manchmal leider ziemlich lange Zu-

stellfristen hat. In dieser Hinsicht wird 

es offensichtlich, dass wenn der Ar-

beitnehmer doch eine Eintragung in 

sein Arbeitsbuch machen will, sich 

beide Parteien gedulden müssen. Un-

möglich wird es dann auch den ge-

setzlichen Termin für die Aushändi-

gung des Arbeitsbuchs im Kündi-

gungsfall einzuhalten. 

 

Arbeitszeit 

Die gesetzliche Regelarbeitszeit be-

trägt 40 Stunden pro Woche. Über-

stunden sind in eingeschränktem Um-

fang zulässig. Als Überstunde gilt die 

Arbeit, die vom Arbeitnehmer auf Ini-

tiative des Arbeitgebers außerhalb der 
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für den Arbeitnehmer festgesetzten 

Arbeitszeit geleistet wird, d.h. über die 

Tagesarbeitszeit hinaus, oder - bei 

summierter Arbeitszeiterfassung - 

über die normale Arbeitsstundenanz-

ahl pro Erfassungsperiode hinaus. Der 

Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer in 

besonderen Notsituationen ohne sein 

Einverständnis zu Überstunden heran-

ziehen, ansonsten nur mit seiner Zu-

stimmung (und ggf. der Zustimmung 

der Gewerkschaft). 

 

Die Überstunden sind entweder durch 

Gewährung zusätzlichen Urlaubs oder 

durch Bezahlung auszugleichen. Der 

Überstundenlohn liegt dabei bei min-

destens dem 1,5-fachen Stundenlohn 

bzw. bei mindestens dem 2-fachen 

Stundenlohn ab der dritten Überstun-

de. Zuschläge sind auch für Nachtar-

beit zu zahlen.  

 

Es kann auch ein „nicht normierter 

Arbeitstag" vereinbart werden. Dies ist 

eine besondere Arbeitszeitregelung, 

bei der der Arbeitgeber bei Bedarf ein-

zelne Arbeitnehmer zeitweise zur Aus-

übung ihrer Arbeitspflichten außerhalb 

der für sie festgesetzten Arbeitszeit 

heranziehen kann. Arbeitnehmer mit 

einem nicht normierten Arbeitstag 

stehen zusätzlich drei Urlaubstage zur 

Verfügung. 

 

Wettbewerbsverbot 

Wettbewerbsverbote für Arbeitnehmer 

sind nach russischem Arbeitsrecht 

nicht zulässig. Es gibt daher kein di-

rektes Mittel, dem Arbeitnehmer die 

Tätigkeit bei einem Konkurrenten in 

Nebenbeschäftigung oder als Selb-

ständiger zu untersagen. Auch nach-

vertragliche Wettbewerbsverbote sind 

unzulässig. Daher sind sog. „non-

compete" und„non-solicitation" Klau-

seln in Russland nicht durchsetzbar. 

 

Nebenbeschäftigung 

Es wird nach Art. 60 ArbGB zwischen 

„interner" und „externer" Nebenbe-

schäftigung unterschieden. Eine ent-

geltliche Tätigkeit, die nicht im Rah-

men des Hauptarbeitsverhältnisses 

mit dem Arbeitgeber verrichtet wird, 

stellt eine interne Nebenbeschäftigung 

dar. Eine externe Nebenbeschäftigung 

kann nur bei einem anderen Arbeitge-

ber erfolgen. Der Nebenbeschäftigung 

darf täglich maximal vier Stunden 

nachgegangen werden. Es besteht 

aber die Möglichkeit, der Nebentätig-

keit an Tagen, an denen der Haupttä-

tigkeit nicht nachgegangen wird, 

ganztägig nachzugehen. Nichtsdestot-

rotz darf die monatliche Nebenbe-

schäftigungszeit maximal 50 % der 

Hauptbeschäftigungszeit ausmachen. 

Ein arbeitsvertragliches Nebentätig-

keitsverbot für normale Arbeitnehmer 

ist nicht zulässig. Ungeachtet der ge-

setzlichen Kündigungsgründe kann ein 

Vertrag über eine unbefristete neben-

berufliche Tätigkeit auch beendet wer-

den, wenn ein anderer Mitarbeiter an-

gestellt wird, für den dieselbe Arbeit 

eine Haupttätigkeit darstellt.  

 

Urlaub und gesetzliche Feiertage 

Die gesetzlichen Feiertage sind in Art. 

112 ArbGB geregelt: 
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1.- 6. und 8. Januar  

Neujahrsfeiertage 

 

7. Januar   

Russisch-orthodoxes Weihnachten 

 

23. Februar  

Tag der Vaterlandsverteidiger 

 

8. März   

Internationaler Frauentag 

 

1. Mai   

Tag des Frühlings und der Arbeit 

 

9. Mai   

Tag des Sieges 

 

12. Juni   

Nationalfeiertag Russlands 

 

4. November  

Tag der Einheit des Volkes 

 

Fällt der Feiertag auf einen arbeitsfrei-

en Tag, so ist der nächste Arbeitstag 

arbeitsfrei. Außerdem kann die russi-

sche Regierung arbeitsfreie Tage auf 

andere Arbeitstage verschieben. Die 

Dauer des dem Feiertag vorhergehen-

den Arbeitstags ist gesetzlich um eine 

Stunde verkürzt. 

 

Jedem Arbeitnehmer stehen mindes-

tens 28 Kalendertage bezahlter Jah-

resurlaub zu. Der Urlaubsanspruch im 

ersten Arbeitsjahr entsteht nach 

sechsmonatiger ununterbrochener Tä-

tigkeit, kann aber bei Zustimmung des 

Arbeitgebers auch früher gewährt 

werden. 

 

Der Jahresurlaub kann durch Verein-

barung zwischen Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber in einzelne Abschnitte 

aufgeteilt werden, wobei mindestens 

ein Teil des Urlaubs 14 Kalendertage 

oder länger zu sein hat. Sofern im Ar-

beitsvertrag ein über den gesetzlichen 

Mindesturlaub vorgesehener Urlaub 

geregelt ist, kann dieser auf Antrag 

des Arbeitnehmers durch Geldzahlun-

gen abgegolten werden. Für bestimm-

te Personengruppen ist eine Abgeltung 

nicht zulässig. 

 

Arbeitslohn 

Sämtliche Lohnauszahlungen von rus-

sischen Unternehmen haben in RUB zu 

erfolgen. Umstritten ist, ob der Lohn 

in den Arbeitsverträgen auch in EUR 

fixiert werden kann (und die Auszah-

lung dann zum amtlichen Wechselkurs 

am Zahlungstag erfolgt). Die russische 

Arbeitsinspektion vertritt die Auffas-

sung, das Gehalt sei in RUB zu be-

stimmen. Maximal 20 % des Arbeits-

lohns dürfen auf Antrag des Arbeit-

nehmers als Sachleistung - z.B. Waren 

eigener Herstellung - erbracht werden. 

Der Arbeitslohn hat mindestens dem 

gesetzlich festgelegten Mindestlohn zu 

entsprechen. Die Lohnauszahlung hat 

zweimal monatlich an den durch die 

betriebsinternen Regeln, durch Kollek-

tivvertrag oder durch den Arbeitsver-

trag festgesetzten Tagen zu erfolgen. 

Bei Verzug ist der Arbeitgeber ver-

pflichtet, die geschuldete Summe zu 

verzinsen. Verzögert sich die Lohnaus-

zahlung um mehr als 15 Tage, so sind 

die Arbeitnehmer berechtigt, die Ar-
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beit bis zur Auszahlung des ausste-

henden Betrags vorläufig einzustellen. 

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, für 

die Zeit seinem Arbeitsplatz fernzu-

bleiben, in der die Arbeit eingestellt 

wird. 

 

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 

Die Kosten für die ersten drei Tage der 

Arbeitsunfähigkeit trägt der Arbeitge-

ber. Ab dem vierten Tag der Arbeits-

unfähigkeit erfolgt die Lohnfortzahlung 

aus Mitteln des Sozialversicherungs-

fonds. Allerdings begrenzt das Gesetz 

die Lohnfortzahlung abhängig von 

Berufsjahren auf 60 bis 100% des 

durchschnittlichen Monatsgehalts 

(max. RUB 1.835,62 pro Tag).  

 

Die Dauer der Fortzahlung hängt 

maßgeblich mit dem Grund der Ar-

beitsunfähigkeit zusammen. Während 

der krankheitsbedingten Arbeitsunfä-

higkeit darf der Arbeitnehmer nicht 

gekündigt werden.  

 

Arbeitnehmerhaftung 

Der Arbeitgeber ist nach Art. 233, 238 

ArbGB berechtigt, vom Arbeitnehmer 

Ersatz des sogenannten unmittelbaren 

tatsächlichen Schadens zu verlangen, 

der durch das rechtswidrige und 

schuldhafte Handeln oder Unterlassen 

des Arbeitnehmers entstanden ist. Un-

ter einem unmittelbaren und tatsächli-

chen Schaden ist nach dem ArbGB die 

tatsächliche Minderung oder Ver-

schlechterung des Arbeitgebervermö-

gens, einschließlich des im Gewahr-

sam des Arbeitgebers befindlichen 

Vermögens Dritter (bei Übernahme 

der Haftung für den Erhalt gegenüber 

Dritten) sowie Ersatz von durch den 

Arbeitnehmer gegenüber dritten Per-

sonen verursachten Schäden zu ver-

stehen. 

 

Nach Art. 238 ArbGB kann der Arbeit-

geber vom Arbeitnehmer keinen ent-

gangenen Gewinn verlangen. Eine 

Ausnahme gilt aber für leitende Ange-

stellte. Diese haften der Gesellschaft 

gegenüber auch für entgangenen Ge-

winn. 

 

Das ArbGB unterscheidet zwischen 

beschränkter und voller Arbeitneh-

merhaftung. Grundsätzlich haftet der 

Arbeitnehmer, der seinem Arbeitgeber 

einen Schaden zufügt, nur – be-

schränkt - in Höhe eines durchschnitt-

lichen Monatsgehalts. Eine volle Haf-

tung ist nur in folgenden Fällen vorge-

sehen: 

 

 Vorsätzliche Schädigung; 

 

 Schadenszufügung in betrunkenem 

Zustand; 

 

 Schadenszufügung durch rechts-

kräftig festgestellte Straftaten des 

Arbeitnehmers; 

 

 Unterschlagung; 

 

 Schadenszufügung außerhalb der 

Erfüllung der Arbeitspflichten; 

 

 Schadenszufügung durch die Ver-

breitung eines gesetzlich geschütz-
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ten Geheimnisses, z.B. eines Be-

triebsgeheimnisses. 

 

Gemäß Art. 277 ArbGB haftet der Un-

ternehmensleiter voll für der Gesell-

schaft zugefügte Schäden. Eine volle 

Haftung kann darüber hinaus arbeits-

vertraglich auch mit seinem Stellver-

treter und dem Hauptbuchhalter ver-

einbart werden. Die Haftungsrisiken 

des Managements können in Russland 

über D&O – Versicherungen abgesi-

chert werden. 

 

Weiterhin ist der Arbeitgeber nach Art. 

244 ArbGB berechtigt, eine Vereinba-

rung über die volle individuelle oder 

kollektive Haftung mit Arbeitnehmern 

abzuschließen, die älter als 18 Jahre 

alt sind und Geld- oder Sachwerte o-

der anderes Vermögen unmittelbar 

bedienen oder nutzen, vorausgesetzt, 

die Dienstposition dieses Arbeitneh-

mers ist in dem durch die Verord-

nungdes Ministeriums für Arbeit und 

Sozialentwicklung Nr. 85 verabschie-

deten Dienststellenverzeichnis enthal-

ten.  

 

Arbeitgeberhaftung 

Das ArbGB sieht vier Hauptfälle der 

Arbeitgeberhaftung vor: Annahmever-

zug (Art. 234 ArbGB), Ersatz des dem 

Arbeitnehmer zugefügten materiellen 

Schadens (Art. 235 ArbGB), Haftung 

für die Verzögerung der Lohn-/ Ge-

haltszahlung (Art. 236 ArbGB) sowie 

Ersatz des immateriellen Schadens 

(Art. 237 ArbGB). 

 

Geschäftsgeheimnisse 

Die Verpflichtung zur Wahrung von 

Geschäftsgeheimnissen wird in mehre-

ren Gesetzen geregelt. Wichtigste 

Grundlage ist das Gesetz „Über das 

Geschäftsgeheimnis". Es regelt u.a. 

wie Arbeitnehmer mit Geschäftsge-

heimnissen des Arbeitgebers vertraut 

gemacht werden und damit umzuge-

hen haben. Art. 5 regelt, welche In-

formationen kein Geschäftsgeheimnis 

darstellen. Dies sind etwa Informatio-

nen in den Gründungsunterlagen einer 

Gesellschaft, Angaben zur Mitarbeiter-

zahl, zum Vergütungssystem, zu Um-

weltverschmutzungen und zu Geset-

zesverstößen. Weitere Bestimmungen 

zur Geheimhaltungspflicht finden sich 

im Zivilgesetzbuch und im Strafge-

setzbuch. Verletzt ein Arbeitnehmer 

die ihm obliegenden Geheimhaltungs-

pflichten ist der Arbeitgeber berech-

tigt, Schadensersatz zu verlangen. 

Voraussetzung dafür ist aber, dass der 

Arbeitgeber folgende Vorkehrungen 

getroffen hat (sog. „Geschäftsgeheim-

nisordnung"): 

 

 Erstellung einer Liste mit Informa-

tionen, die ein Geschäftsgeheim-

nissen darstellen; 

 

 Beschränkung des Zugangs Dritter 

zu diesen Informationen; 

 

 Erstellung einer Liste zugriffsbe-

rechtigter Personen; 

 

 Vertragliche Regelungen über die 

Nutzung dieser Informationen 

durch Mitarbeiter oder Vertrags-

partner sowie 
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 Kennzeichnung entsprechender 

Datenträger mit dem Hinweis „Ge-

schäftsgeheimnis". 

 

Der Arbeitgeber ist weiterhin ver-

pflichtet: 

 

 den Arbeitnehmern, die aufgrund 

der Art ihrer dienstlichen Tätigkeit 

Zugriff zu Geschäftsgeheimnissen 

haben, die Liste der Geschäftsge-

heimnisse bekannt zu geben; 

 

 den Arbeitnehmern die Geschäfts-

geheimnisordnung bekannt zu ge-

ben; 

 

 die notwendigen Voraussetzungen 

zu schaffen, damit die Arbeitneh-

mer die Geschäftsgeheimnisord-

nung einhalten können. 

 

Ein Verstoß gegen die Geheimhal-

tungspflicht kann nicht nur zu Scha-

densersatzansprüchen des Arbeitge-

bers, sondern auch zur Kündigung des 

Arbeitsverhältnisses und zu einer 

Strafverfolgung des Arbeitnehmers 

führen. Während des Bestehens des 

Arbeitsverhältnisses haftet der Arbeit-

nehmer für die Weitergabe von Ge-

schäftsgeheimnissen nur für direkte 

Schäden, die dem Arbeitgeber entste-

hen. 

 

Nach Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses unterliegt die Beziehung nicht 

mehr dem Arbeitsrecht, sondern dem 

Zivilrecht. Im Arbeitsvertrag kann eine 

nachvertragliche Geheimhaltungs-

pflicht vereinbart werden. Dabei kann 

der Arbeitgeber nach Art. 11 des Ge-

setzes „Über das Geschäftsgeheimnis" 

den Ersatz des vollen Schadens, ein-

schließlich des entgangenen Gewinns, 

verlangen. Mit leitenden Angestellten 

kann im Arbeitsvertrag eine Pflicht zur 

Geheimhaltung sowohl während der 

Vertragslaufzeit als auch nachvertrag-

lich vereinbart werden. 

 

Datenschutz 

Die Verpflichtung zum Datenschutz 

wird im ArbGB als auch im Gesetz 

„Über personenbezogene Daten“ (Da-

tenschutzgesetz) festgelegt.  

 

Als Personendaten werden nach dem 

Datenschutzgesetz „beliebige Informa-

tionen, die in einem direkten oder in-

direkten Verhältnis zu einer bestimm-

ten oder bestimmbaren natürlichen 

Person stehen“, definiert. Am 1. Sep-

tember 2015 sind in Russland wichtige 

Neuregelungen über die Speicherung 

personenbezogener Daten in Kraft ge-

treten. Kraft der Neuregelung sind 

Personendaten auf Servern in Russ-

land zu speichern.  

  

Im Kapitel 14. regelt das ArbGB aus-

führlich den Schutz der Arbeitnehmer-

daten. Dies sind solche, die dem Ar-

beitgeber vom Arbeitnehmer im Zu-

sammenhang mit dem Vertragsschluss 

überlassen werden.  

 

Persönliche Daten dürfen vom Arbeit-

geber nur dann verarbeitet oder ge-

speichert werden, wenn sie ihm per-

sönlich vom Arbeitnehmer überlassen 

worden sind. Sollte der Arbeitgeber 
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die Personaldaten nur von dritten Per-

sonen erhalten können, so ist vorher 

eine schriftliche Zustimmung des Ar-

beitnehmers einholen. 

  

Zu den persönlichen Daten, die dem 

Arbeitgeber nicht übermittelt werden 

müssen, gehören Personaldaten über 

religiöse Zugehörigkeiten, politische 

und andere Überzeugungen, Mitglied-

schaft in Vereinen, politischen Grup-

pierungen usw. Der Arbeitgeber hat 

kein Recht, entsprechende Auskünfte 

zu verlangen. 

  

Zum Schutz seiner Personaldaten hat 

der Arbeitnehmer das Recht, von sei-

nem Arbeitgeber vollständige Auskunft 

über den Umfang und Verwendung 

derselben zu verlangen. 

 

Kündigung 

Arbeitsverträge können u.a. durch: 

 

 einvernehmliche Vertragsaufhe-

bung durch die Vertragsparteien; 

 

 Kündigung des Arbeitsvertrages 

durch den Arbeitgeber; 

 

 Kündigung des Arbeitsvertrages 

durch den Arbeitnehmer; 

 

 Weigerung des Arbeitnehmers zur 

Arbeitsfortsetzung bei Betriebs-

veräußerung, bei Änderung der 

Zugehörigkeit (des Unterstellungs-

verhältnisses) des Betriebs bzw. 

seiner Reorganisation; 

 

 Umstände, die nicht vom Willen 

der Parteien abhängen, wie insbe-

sondere Einberufung des Arbeit-

nehmers zum Wehrdienst, Aner-

kennung des Arbeitnehmers als 

vollständig arbeitsunfähig, Tod des 

Arbeitnehmers oder des Arbeitge-

bers, Eintritt von außerordentli-

chen Umständen, die die Fortset-

zung des Arbeitsverhältnisses un-

möglich machen (Kriegshandlun-

gen, Unfälle, Naturkatastrophen, 

Havarien, Seuchen etc.) 

 

beendet werden. Befristete Arbeits-

verhältnisse werden gemäß Art. 79 

ArbGB beendet. Allgemein enden die-

se es mit dem Ablauf der Vertrags-

dauer. Der Arbeitnehmer ist darüber 

allerdings spätestens drei Kalenderta-

ge vor der Beendigung schriftlich in 

Kenntnis zu setzen. 

 

Arbeitgeberkündigungen sind insbe-

sondere in folgenden Fällen möglich: 

 

 mangelnde Eignung des Arbeit-

nehmers auf Grund unzureichender 

Qualifikation, belegt durch Ergeb-

nisse einer Eignungsprüfung; 

 

 wiederholte unbefugte Arbeitsver-

weigerung des Arbeitnehmers, ge-

gen den bereits eine Disziplinar-

maßnahme verhängt wurde; 

 

 einmaliger grober Verstoß des Ar-

beitnehmers gegen seine Arbeits-

pflichten, insbesondere Arbeitsaus-

fall, unbefugtes Fernbleiben vom 

Arbeitsplatz für länger als vier 



 

-13- 

Stunden im Laufe eines Arbeits-

tags; 

 

 Verrat eines gesetzlich geschützten 

Geheimnisses staatlicher, geschäft-

licher, dienstlicher oder sonstiger 

Natur, das dem Arbeitnehmer im 

Zusammenhang mit der Erfüllung 

seiner Arbeitspflichten bekannt 

geworden ist; 

 

 rechtswidrige Aneignung fremden 

Eigentums am Arbeitsplatz, dessen 

Unterschlagung, absichtliche Zer-

störung oder Beschädigung; 

 

 Verletzung von Arbeitsschutzricht-

linien durch den Arbeitnehmer, 

wenn dies schwere Folgen nach 

sich gezogen (Betriebsunfall, Hava-

rie) hat bzw. eine tatsächliche Ge-

fahr für den Eintritt solcher Folgen 

geschaffen wurden; 

 

 Vorlage gefälschter Unterlagen 

bzw. offenkundig falscher Angaben 

durch den Arbeitnehmer bei Ab-

schluss des Arbeitsvertrages. 

 

Arbeitnehmer können mit einer Frist 

von zwei Wochen kündigen. Eines 

Grundes bedarf es nicht. Eine Verlän-

gerung dieser Frist im Arbeitsvertrag 

ist nicht wirksam bzw. durchsetzbar. 

 

Kündigungsschutz 

Nach allgemeinen Regeln darf Arbeit-

nehmern während ihrer vorüberge-

henden Arbeitsunfähigkeit oder im 

Urlaub nicht gekündigt werden. Frau-

en darf während der Schwangerschaft 

nicht gekündigt werden (außer bei 

Liquidation der Gesellschaft oder Be-

endigung der Tätigkeit des Arbeitge-

bers sowie bei Ablauf eines befristeten 

Arbeitsvertrags). Frauen mit Kindern 

bis zu drei Jahren oder alleinerziehen-

de Mütter mit einem Kind bis zu 14 

Jahren bzw. einem behinderten Kind 

bis zu 18 Jahren (oder andere Perso-

nen, die Kinder ohne Mutter erziehen) 

dürfen ebenfalls nicht gekündigt wer-

den. Eine Kündigung ist aber aus-

nahmsweise zulässig, wenn das Un-

ternehmen liquidiert wird, die Arbeit-

nehmerin (oder eine andere Person, 

die ein Kind erzieht) für die Tätigkeit 

aufgrund ihres Gesundheitszustandes 

ungeeignet ist, sie ihre Arbeitspflich-

ten schuldhaft verletzt oder bei Ab-

schluss des Vertrages gefälschte Do-

kumente vorgelegt hat. 

 

Arbeitsrechtliche Streitigkeiten 

Arbeitsrechtliche Streitigkeiten werden 

durch spezielle „Kommissionen zur 

Lösung arbeitsrechtlicher Streitigkei-

ten" oder durch Gerichte entschieden. 

„Kommissionen zur Lösung arbeits-

rechtlicher Streitigkeiten" werden im 

Unternehmen auf Initiative der Arbeit-

nehmer oder des Arbeitgebers gebil-

det und sind paritätisch mit Vertretern 

beider Seiten besetzt. Beschlüsse der 

Kommission sind nach Ablauf der Be-

rufungsfrist zu vollziehen. Wird der 

Beschluss nicht innerhalb von drei Ta-

gen freiwillig ausgeführt, händigt die 

Kommission dem Arbeitnehmer eine 

Bescheinigung aus, die als Vollstre-

ckungstitel gilt.  
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Beschlüsse der Kommission können 

auf Antrag des Arbeitnehmers, des 

Arbeitgebers oder der Gewerkschaft, 

die die Interessen des Arbeitnehmers 

vertritt, gerichtlich überprüft werden, 

wenn der Antragsteller mit der Ent-

scheidung der Kommission nicht ein-

verstanden ist. 

 

In Arbeitsgerichtsprozessen haben 

Arbeitnehmer keine Verfahrenskosten 

zu tragen. Die Frist für die Erhebung 

einer Klage durch den Arbeitnehmer 

beträgt drei Monate ab dem Tag, an 

dem der Arbeitnehmer von der 

Rechtsverletzung erfahren hat bzw. 

hätte erfahren müssen. Bei einer Kün-

digung gilt eine Frist von einem Monat 

ab Zugang des Kündigungsschreibens 

bzw. des Arbeitsbuchs. 

 

Betriebsregeln 

Der Arbeitgeber ist berechtigt, interne 

Betriebsregeln zu erlassen. Ihre 

Hauptfunktion liegt darin, die auf die 

Besonderheiten und Tätigkeitsbedin-

gungen des konkreten Betriebs anzu-

wendenden arbeitsrechtlichen Best-

immungen zu konkretisieren. Zu den 

wichtigen internen Betriebsregeln ge-

hören die Regeln des internen Be-

triebsablaufs (Betriebsordnung) sowie 

Regeln über die Geschäftsgeheimnisse 

und zur Entlohnung und Prämien. Ei-

nige interne Akte (insbesondere der 

Stellenplan und Verfügungen, die ar-

beitsrechtliche Normen enthalten) 

können von der Unternehmensleistung 

einseitig festgelegt werden, andere 

nur nach Abstimmung des Arbeitneh-

mervertretungsorgans.  

 

Interne Betriebsregeln, die die Stel-

lung der Arbeitnehmer verschlechtern 

oder die unter Verletzung der gesetzli-

chen Vorschriften erlassen wurden, 

sind nach dem ArbGB nichtig. 

 

Arbeitsschutz 

Der Arbeitsschutz ist ein wichtiger Be-

standteil des Arbeitsrechts. Insgesamt 

vier Kapitel des ArbGB sind dieser 

Problematik gewidmet. Die geltende 

Gesetzgebung bezweckt sichere Ar-

beitsbedingungen und Schutz der Ar-

beitnehmerrechte bei schädlichen Ar-

beiten.  

 

Die Pflichten zur Gewährleistung von 

Sicherheitsbedingungen und des Ar-

beitsschutzes in einem Unternehmen 

obliegen dem Arbeitgeber. Der Arbeit-

geber ist verpflichtet, u. a. Folgendes 

zu gewährleisten: 

 

 Sicherheit der Arbeitnehmer beim 

Betrieb von Anlagen und techni-

schen Einrichtungen etc;  

 Individuellen und kollektiven Schutz 

der Arbeitnehmer (Sicherheitsschu-

he, Einrichtung von Feuerlöschein-

richtungen etc.); 

 Einhaltung von Arbeitsschutzanfor-

derungen an jedem Arbeitsplatz; 

 Durchführung von Schulungen in 

Sicherheitsmethoden und -

verfahren zur Ausführung der Tä-

tigkeit; 

 Durchführung von speziellen Bewer-

tungen von Arbeitsbedingungen . 
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Seit 1. Juli 2014 gilt das neue Gesetz 

„Über die spezielle Bewertung von Ar-

beitsbedingungen“. Die Bewertung 

darf nur durch spezialisierte Organisa-

tionen durchgeführt werden. Die Frist 

für den Großteil der Arbeitgeber für 

die Bewertung ist der 31. Dezember 

2018. 

 

Sonderregelungen für Unterneh-
mensleiter 

Im Unterschied zu vielen anderen 

Rechtsordnungen sind Generaldirekto-

ren und meist auch Vorstände russi-

scher Unternehmen Arbeitnehmer und 

unterstehen somit dem Schutz des 

russischen Arbeitsrechts. Sie üben 

aber gegenüber den übrigen Arbeit-

nehmern Arbeitgeberfunktionen aus.  

 

Das ArbGB enthält in Kapitel 43 aller-

dings teilweise wichtige Sondervor-

schriften, darüber hinaus gelten auch 

Regelungen des Aktiengesetzes und 

des GmbH-Gesetzes. Wichtige Rege-

lungen enthalten auch stets die Sat-

zung sowie die weiteren internen Re-

gelungen der Gesellschaft. 

 

Bei russischen GmbH (OOO) war das 

in den meisten Rechtsordnungen be-

kannte Vier-Augen-Prinzip bisher nicht 

möglich. Gesetzlich zur Vertretung 

befugt war ausschließlich der General-

direktor. Weitere Generaldirektoren 

oder Prokuristen konnten bisher nach 

russischem Recht nicht bestellt wer-

den. Dies wurde insbesondere von 

ausländischen Investoren häufig kriti-

siert, da dadurch den Kontroll- und 

Sicherheitsanforderungen nicht ent-

sprochen werden konnte. 

 

Durch Änderungsgesetz Nr. 99-FZ 

vom 5. Mai 2014 zum russischen Zi-

vilgesetzbuch wird diese Möglichkeit 

ab 1. September 2014 Realität.  

 

Jetzt kann in der Satzung vorgesehen 

werden, dass eine Gesellschaft von 

einer oder mehreren Personen vertre-

ten werden kann. 

Dabei kann Alleinvertretungsbefugnis 

eingeräumt, aber auch eine gemein-

schaftliche Vertretungsbefugnis vorge-

sehen werden. Hierbei handelt es sich 

um eintragungspflichtige Umstände, 

die im russischen „Einheitlichen Regis-

ter Juristischer Personen“ (EGRJUL) 

einzutragen sind. 

 

Unternehmen, die mehrere Generaldi-

rektoren einzusetzen planen, haben 

entsprechend ihre Satzung zu ändern 

und bei den russischen Steuerbehör-

den, die das Handelsregister führen, 

registrieren zu lassen. 

 

Mit dem Unternehmensleiter ist ein 

Arbeitsvertrag abzuschließen. Die 

Laufzeit sollte der in der Satzung der 

Gesellschaft vorgesehenen Amtszeit 

entsprechen. Der Unternehmensleiter 

darf nur nach vorheriger Zustimmung 

der Gesellschaft eine Nebentätigkeit 

ausüben. Das ArbGB enthält besonde-

re zusätzliche Kündigungsgründe für 

Unternehmensleiter. So kann Unter-

nehmensleitern im Rahmen des Insol-

venzverfahrens gekündigt werden. 

Darüber hinaus kann der Arbeitsver-

trag mit dem Generaldirektor jederzeit 

vorzeitig auf Grundlage des Abberu-
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fungsbeschlusses der Gesellschafter 

beendet werden. Hier steht dem Ge-

neraldirektor aber eine gesetzliche 

Mindestabfindung in Höhe von drei 

durchschnittlichen Monatsgehältern 

zu, soweit arbeitsvertraglich keine hö-

here Abfindung vereinbart wurde. Ei-

ner Nebenbeschäftigung in anderen 

Unternehmen darf der Generaldirektor 

nur mit ausdrücklicher Zustimmung 

der Gesellschaft nachgehen. 

 

Arbeitsverträge mit Unternehmenslei-

tern können außer auf Grundlage von 

allgemeinen Kündigungsgründen aus 

besonderen Gründen beendet werden: 

 

 Eigentümerwechsel des Betriebs-

vermögens (spätestens drei Mona-

te ab dem Tag des Eigentumsüber-

gangs); 

 

 Schädigung des Unternehmens 

durch eine fehlerhafte Entschei-

dung des Unternehmensleiters; 

 

 einmaliger grober Verstoß gegen 

seine Dienstverpflichtungen; 

 

 im Arbeitsvertrag vorgesehene 

Gründe; 

 

 Beendigung der Befugnisse des 

Leiters eines Schuldnerunterneh-

mens nach dem Insolvenzrecht; 

 

 Beschluss des bevollmächtigten 

Organs einer juristischen Person 

oder des Eigentümers des Be-

triebsvermögens über die vorzeiti-

ge Beendigung des Arbeitsver-

trags. 

 

Unternehmensleiter können mit einer 

Frist von einem Monat kündigen. 

 

Rechte besonderer Arbeitneh-

mergruppen 

Das russische Arbeitsrecht enthält ei-

ne Reihe von Bestimmungen, die eini-

gen Arbeitnehmergruppen wie Invali-

den, Schwangeren, Müttern sowie 

Gewerkschaftsmitarbeitern besondere 

Rechte gewähren. Während die nor-

male Arbeitswoche 40 Stunden be-

trägt, wird sie für Invaliden der 1. und 

2. Gruppe gemäß Art. 92 ArbGB um 5 

Stunden reduziert. Invaliden dürfen 

nur mit schriftlicher Zustimmung zu 

Nachtarbeit und zu Überstunden her-

angezogen werden, und nur dann, 

wenn sichergestellt ist, dass die Arbeit 

ihrer Gesundheit nicht schadet.  

 

Frauen haben für jeweils 70 Kalender-

tage vor und nach der Entbindung An-

spruch auf Schwangerschafts- und 

Entbindungsurlaub. Der Urlaub wird 

auf Antrag der Arbeitnehmerin auf 

Grundlage einer eingereichten ord-

nungsgemäß erstellten Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigung gewährt. Wäh-

rend dieses Urlaubs erhält die Arbeit-

nehmerin aus dem Sozialversiche-

rungsfonds Sozialhilfe in Höhe von 

100% ihres durchschnittlichen Mo-

natsgehalts in den letzten 2 Jahren, 

jedoch maximal RUB 21.555 (ca. EUR 

256,00). Bis zur Erreichung des Kin-

des des Alters von 1,5 Jahren, haben 

Mütter Anspruch auf Beihilfe des Sozi-

alversicherungsfonds in Höhe von 40 

% des Durchschnittsgehalts. Ab dem 
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Alter von 1,5 Jahren und bis zum Alter 

von 3 Jahren - RUB 50,00. Darüber 

hinaus haben Frauen nach Art. 256 

ArbGB Anspruch auf eine Kinderbe-

treuungszeit, bis das Kind drei Jahre 

alt wird. Die Kinderbetreuungszeit 

kann ganz oder teilweise auch vom 

Vater des Kindes, den Großeltern, 

Verwandten oder dem Vormund ge-

nommen werden, wenn sie die Be-

treuung des Kindes übernehmen. 

 

Schwangere dürfen nicht zu Nachtar-

beit, Überstunden oder Feiertagsarbeit 

herangezogen oder auf Dienstreise 

geschickt werden. Mütter mit Kindern 

im Alter bis zu drei Jahren können zu 

Nachtarbeit und Überstunden nur mit 

ihrem schriftlichen Einverständnis her-

angezogen werden, sofern diese Arbeit 

ihnen nicht aus gesundheitlichen 

Gründen untersagt ist.  

 

Entsendung ausländischer Mitar-
beiter nach Russland 

Die Anzahl ausländischer Mitarbeiter 

ist nach wie vor hoch, gerade in Ma-

nagementpositionen setzen viele Un-

ternehmen nach wie vor auf „Expats“. 

Bei der Gestaltung der Entsendung 

deutscher Mitarbeiter sind eine Reihe 

von rechtlichen, steuerlichen und sozi-

alversicherungsrechtlichen Fragen zu 

berücksichtigen.  

Zunächst benötigen alle ausländischen 

Mitarbeiter, die in Russland beschäf-

tigt werden sollen, vor Arbeitsaufnah-

me eine Arbeitsgenehmigung und ein 

Arbeitsvisum. Das russische Auslän-

derrecht ist insgesamt recht kompli-

ziert und formalistisch. Für das Ge-

nehmigungsverfahren sollten mindes-

tens drei bis vier Monate eingeplant 

werden. Arbeitsgenehmigungen wer-

den nur im Rahmen der jährlich neu 

festzulegenden Ausländerquoten er-

teilt und gelten stets nur für ein Jahr. 

Häufig reichen diese Quoten nicht aus 

und es kommt nicht selten zu Situati-

onen, in denen keine Arbeitsgenehmi-

gungen eingeholt werden können. 

Dies kann weit reichende Folgen für 

ausländische Mitarbeiter haben, insbe-

sondere auch für mitreisende Fami-

lienangehörige (z.B. schulpflichtige 

Kinder). 

Soweit ein deutscher Anstellungsver-

trag besteht, stellt sich meist die Fra-

ge der Gestaltung der Entsendung. Es 

gibt hier verschiedene Möglichkeiten 

mit unterschiedlichen Rechtsfolgen. 

Problematisch ist in der Praxis ein 

„Gehaltssplitting“, also der Fall, wenn 

der deutsche Mitarbeiter weiterhin 

Gehalt in Deutschland bezieht, gleich-

zeitig aber auch bei einer russischen 

Tochtergesellschaft angestellt ist und 

dort ein Gehalt bezieht.  

Eine Weiterbelastung der in Deutsch-

land anfallenden Personalkosten an 

die russische Tochtergesellschaft ist 

u.a. steuerlich problematisch und 

nicht empfehlenswert. Auch aus sozi-

alversicherungsrechtlichen Gründen 

kann eine Weiterbelastung problema-

tisch sein, da es u.U. dann an einem 

inländischen Beschäftigungsverhält-

nisses im Sinne des Sozialgesetzbuchs 

IV fehlt, und damit der sozialversiche-

rungsrechtliche Status des Mitarbei-

ters verloren geht. Hier kann aber 
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über Anwartschaften bzw. freiwillige 

Beiträge meist eine Lösung gefunden 

werden, die den Interessen des Mitar-

beiters und des Arbeitgebers genügt. 

Seit 1. Januar 2010 müssen in Russ-

land für ausländische Mitarbeiter keine 

Sozialversicherungsbeiträge mehr ge-

zahlt werden (siehe unten). 

Russische Unternehmen müssen Geh-

älter zwingend in RUB auszahlen. Die 

Auszahlung hat auf ein Konto des Mit-

arbeiters bei einer russischen Bank zu 

erfolgen. Der ausländische Mitarbeiter 

hat daher in Russland ein RUB-Konto 

zu eröffnen. In aller Regel sollte auch 

ein EUR-Konto eröffnet werden, da nur 

so eine Konvertierung in EUR und eine 

anschließende Überweisung der EUR-

Beträge auf Konten des Mitarbeiters in 

Deutschland möglich ist. Üblicherweise 

vereinbaren Mitarbeiter und Unter-

nehmen auch eine Absicherung des 

Wechselkursrisikos. Sofern im russi-

schen Arbeitsvertrag das Gehalt in 

EUR bestimmt ist, erfolgt die Auszah-

lung meist zu einem bestimmten 

Wechselkurs; hier kann zum Beispiel 

der amtliche Wechselkurs der russi-

schen Zentralbank genutzt werden, 

oder aber auch der Wechselkurs der 

Hausbank. 

 

Neuregelungen für ausländische 
Arbeitnehmer 

Zum Ende des Jahres 2014 trat das 

neue Kapitel 50.1 des ArbGB über 

Sonderbestimmungen für Arbeitsver-

hältnisse mit ausländischen Arbeit-

nehmern in Kraft. 

Danach sind in den Arbeitsvertrag mit 

ausländischen Mitarbeitern nicht nur 

Angaben über die Arbeits- oder Auf-

enthaltserlaubnis aufzunehmen, son-

dern auch Angaben über die für aus-

ländische Arbeitnehmer erforderliche 

Krankenversicherungspolice. Entspre-

chende Unterlagen haben beim Ab-

schluss des Arbeitsvertrages vorzulie-

gen. Vor Aufnahme der Tätigkeit sollte 

rechtzeitig eine Krankenversiche-

rungspolice eingeholt werden. Sofern 

der Arbeitsvertrag vor Erteilung einer 

Arbeitsgenehmigung – aufschiebend 

bedingt – unterzeichnet wird, ist der 

Arbeitsvertrag nach Erteilung der Ar-

beitsgenehmigung zu ergänzen. 

Die Änderungen betreffen auch wichti-

ge Fragen der Befristung und Beendi-

gung von Arbeitsverhältnissen mit 

ausländischen Arbeitnehmern. Das 

Gesetz stellt nunmehr klar, dass auch 

Arbeitsverträge mit Ausländern grund-

sätzlich unbefristet sein sollen. Aus-

ländische Arbeitnehmer werden somit 

russischen Arbeitnehmern gleichge-

stellt. Eine Befristung ist nur in den 

gesetzlich ausdrücklich vorgesehenen 

Fällen zulässig.  

Erweitert wurden die Kündigungs-

gründe. Einen Kündigungsgrund stellt 

z.B. u. A. Beendigung der Krankenver-

sicherungspolice. Wird die Police be-

endet, gilt eine einmonatige Kündi-

gungsfrist. Diese Regeln gelten für alle 

sich zeitweilig in Russland aufhalten-

den ausländischen Arbeitnehmer. 

Auch der Ablauf oder die Annullierung 

der Arbeitsgenehmigung stellt jetzt 

einen Kündigungsgrund dar. 
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Einkommensteuer 

Das russische Einkommensteuerrecht 

kennt zwei Steuersätze: Für Steuerre-

sidenten beträgt der einheitliche Ein-

kommensteuersatz 13 %, für „Nicht-

residenten“ liegt er bei 30 %. Sofern 

ein deutscher Mitarbeiter in Russland 

ansässig ist, die Arbeit in Russland 

ausübt und die Vergütung in Russland 

ausgezahlt wird, unterliegen die Ein-

künfte dem Normalsatz von 13 %. 

Falls der Mitarbeiter in Deutschland 

ansässig ist und die Arbeit in Russland 

ausgeübt wird, werden die Einkünfte 

mit 30 % besteuert.  

Die Ansässigkeit wird nach dem jewei-

ligen innerstaatlichen Recht bestimmt. 

Nach Art. 207 des russischen Steuer-

gesetzbuches („SteuerGB“) gilt die 

183-Tage-Regelung innerhalb der 

nächsten hintereinander folgenden 

Monate. Es gibt allerdings ungeklärte 

Fragen, die in der Praxis bei der Be-

rechnung eine Rolle spielen.  

Nach § 1 des deutschen Einkommen- 

steuergesetzes („EstG“) sind natürli-

che Personen, die im Inland einen 

Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt haben, in Deutschland un-

beschränkt einkommensteuerpflichtig. 

Hat ein zeitweise oder während des 

gesamten Veranlagungszeitraums un-

beschränkt Steuerpflichtiger oder ein 

beschränkt Steuerpflichtiger, ausländi-

sche Einkünfte, die im Veranlagungs-

zeitraum nicht der deutschen Ein-

kommensteuer unterlegen haben, so 

ist auf das zu versteuernde Einkom-

men ein besonderer Steuersatz anzu-

wenden (Progressionsvorbehalt nach § 

32b EstG). 

Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, 

die mit ausländischen Einkünften in 

dem Staat, aus dem die Einkünfte 

stammen, zu einer der deutschen Ein-

kommensteuer entsprechenden Steuer 

herangezogen werden, ist die festge-

setzte und gezahlte und um einen ent-

standenen Ermäßigungsanspruch ge-

kürzte ausländische Steuer auf die 

deutsche Einkommensteuer anzurech-

nen, die auf die Einkünfte aus diesem 

Staat entfällt (§ 34 EstG). 

Mitarbeiter, die sich nicht länger als 

183 Tage im Laufe von 12 Monaten in 

Russland aufhalten und deren Vergü-

tung durch einen deutschen Arbeitge-

ber gezahlt wird, wobei diese nicht 

von einer russischen Betriebsstätte 

getragen wird, unterliegen nicht der 

Einkommensteuer. 

Ausländische Steuerpflichtige haben 

jährlich bis zum 30. April die Steuer-

erklärung für das vorherige Jahr ein-

zureichen. Die Steuerzahlung hat bis 

zum 15. Juli zu erfolgen. Die Zahlung 

ist nur noch in RUB von russischen 

Konten möglich. 

 

Neues Sozialversicherungssystem 

In Russland werden Beiträge in die 

Sozialversicherungsfonds (Renten-

fonds, Sozialversicherungsfonds, föde-

raler und kommunaler Krankenversi-

cherungsfonds) erhoben. Die Sozial-

versicherungsbeiträge für Arbeitneh-

mer werden ausschließlich vom Ar-

beitgeber getragen.  
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Der Gesamttarif der Beiträge wurde 

im Jahr 2012 durch die Änderungen 

von 34% auf 30% reduziert.  

Der Pensionsversicherungsbeitrag be-

trägt 22%, der Beitrag in den Sozial-

versicherungsfond liegt bei 2,9%. Die 

Krankenversicherungsbeiträge liegen 

bei 5,1% für den föderalen Kranken-

versicherungsfond. 

Die Kalkulation der Bemessungsgrund-

lage für die Beiträge wurde ab 1. Ja-

nuar 2015 geändert. Darüber hinaus 

ist als maximale Bemessungsgrundla-

ge für den Sozialversicherungsfond für 

2016 ein Betrag des Jahresgehaltes 

des jeweiligen Mitarbeiters in Höhe 

von RUB 718.000,-- und in den Pensi-

onsfonds in Höhe von RUB 796.000,-- 

festgelegt worden. Dabei ist zu beach-

ten, dass die Beiträge für den Pensi-

onsfond über die genannte Obergren-

ze mit Tarif von 10% anstatt 22% be-

steuert werden. 

Wichtig für die Arbeitgeber, dass die 

Beitragspflicht der Unternehmen vom 

Status des ausländischen Mitarbeiters 

abhängig ist (ständiger Wohnsitz, 

zeitweiliger Wohnsitz, zeitweiliger Auf-

enthalt, hochqualifizierter Spezialist). 

Da können Befreiungen bzw. vergüns-

tigte Beitragstarife angewendet wer-

den. 
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Kontakt: 

 

 

Thomas Brand 

Rechtsanwalt  

Partner  

E-Mail:  

thomas.brand@bbpartners.ru  

Tel.: +7 (965) 106 56 11  

Fax: +7 (963) 966 33 66 

 

 

Marina Akeeva 

Juristin  

E-Mail: 

marina.akeeva@bbpartners.de  

Tel.: +7 (495) 662 33 65  

Fax: +7 (963) 966 33 66  

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis:  

Dieser Leitfaden stellt nur einen allgemeinen Über-

blick dar und ersetzt nicht die Beratung im Einzelfall. 

Eine Haftung für den Inhalt ist vollständig ausge-

schlossen.
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